
Auf  Regierungskurs  –  Anti-
Semitismus-Debatte  in  der
Linkspartei
Wir dokumentieren hier einen Artikel der Gruppe Arbeitermacht, unserer
Partnerorganisation,  zu  den  Diskussionen  über  und  innerparteilichen
Kämpfen in der Partei  die  LINKE, um die Position zu dem rassistischen
Appartheidsstaat Israel, der in der NI (neuen Internationale), der Zeitung der
GAM, sowie in ihrer Infomail veröffentlicht wurde.

Vordergründig  bildet  eine  „wissenschaftliche  Studie“  den  Anlass  für  die
aktuelle Debatte in der Linkspartei. Samuel Salzborn und Sebastian Voigt
legen darin dar, was für sie „Antisemitismus“ in der Linkspartei ist. Dabei
ging es um die Teilnahme der Bundestagsabgeordneten Höger, Paech und
Groth an der letztjährigen Gaza-Hilfs-Flotte und um Boykottaufrufe gegen
Waren aus den besetzten Gebieten.

Diese  aktuellen  Vorwürfe  reihen  sich  in  die  konsequent  pro-zionistische
Richtung des Vorstands um Gysi, Kipping, Ramelow, Bartsch u.a. ein. Das
ideelle Fundament für diese Kampagne legte Fraktionschef Gysi bereits vor
Monaten, als er in einem Grundsatzpapier über die Staatsräson der BRD
fabulierte  und dabei  klar  stellte,  dass  speziell  die  deutsche  Linke  Israel
immer  zu  unterstützen  hätte  und  gleichzeitig  der  Antiimperialismus  der
Vergangenheit angehören würde.

Als direkte Antwort auf die „Studie“ – wissenschaftlichen Anforderungen hält
das  Machwerk  nicht  stand  –  betreibt  der  Vorstand  nun  eine  politische
Kampagne gegen den linken Flügel.So entschieden der Vorstand am 21. Mai
und  die  Fraktion  am  22.  Mai,  welche  Aktivitäten  Mitglieder  und
Funktionsträger  einzustellen  hätten:

„Wir werden uns weder an Initiativen zum Nahost-Konflikt,  die eine Ein-
Staaten-Lösung für Palästina und Israel fordern, noch an Boykottaufrufen
gegen israelische  Produkte  noch an  der  diesjährigen Fahrt  einer  „Gaza-
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Flottil le“  beteiligen.  Wir  erwarten  von  unseren  persönlichen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sowie den Fraktionsmitarbeiterinnen und
Fraktionsmitarbeitern, sich für diese Positionen einzusetzen.“

Diese Vorwürfe und die folgende Debatte waren ein gefundenes Fressen für
die bürgerlichen Parteien und die Medien, speziell der linke Flügel in der
Linkspartei,  die  Abgeordneten  Buchholz  und  Höger  wurden  scharf
angegriffen. Sogar eine „Aktuelle Stunde“ im Bundestag wurde genutzt, um
diesen Flügel zu denunzieren.

Gerade  die  außerparlamentarischen  Linken  müssen  jetzt  solidarisch  mit
diesem Flügel der Linkspartei sein. Wir müssen zeigen, dass wir uns nicht als
„Antisemiten“ abstempeln lassen und es auch andere politische Wahrheiten
gibt, als die Konstrukte von Gysi, von „Konkret“ oder „Jungle World“.

Antizionismus gleich Antisemitismus?

Mit  diesem Slogan  (ohne  Fragezeichen)  führen  die  „Antideutschen“  seit
nunmehr knapp 20 Jahren eine Kampagne gegen die  antiimperialistische
Linke.  Diese   politische  Strömung,  die  Antizionismus mit  Antisemitismus
gleichsetzt,  hat  inzwischen  in  der  Linkspartei  und  in  den  DGB-
Gewerkschaften an Einfluss gewonnen.  In der Linkspartei und in solid gibt
es den antideutschen Bundesarbeitskreis Shalom und diverse pro-zionistische
Gruppen,  Plattformen und Medien,  welche ein  Bündnis  mit  dem rechten
Flügel  der  Linkspartei  eingegangen  sind.  Er  verteidigt  die  bürgerlich-
nationalistische Ideologie des Zionismus und bezieht sich positiv auf Israel
und die USA, die für Demokratie und gegen den reaktionären Islamismus
kämpfen würden.

Der Zionismus ist eine europäische verspätete nationalistische Ideologie, die
von  Th.  Herzl  begründet  wurde.  Sie  sieht  die  Juden  nicht  nur  als
Religionsgemeinschaft,  sondern  als  Volk  und  Nation,  wobei  die
Klassendifferenzierung negiert  wird.  Im Unterschied  etwa zum jüdischen
BUND in Russland, der den Kampf der Juden gegen Unterdrückung als Teil
des  Befreiungskampfes  des  Proletariats  ansah,  war  der  Partner  des



Zionismus zur Durchsetzung seiner Ziele der Imperialismus. Dieser sollte die
„Befreiung“ der Juden bewerkstelligen, indem er ihnen einen eigenen Staat
„gab“. Der Kampf für den Sozialismus wurde ersetzt durch die Flucht in
einen eigenen – bürgerlichen – Staat: Israel. Dieser war aber nur erreichbar,
indem Millionen Nichtjuden, die in dieser Region lebten, vertrieben, getötet
und unterdrückt wurden und werden.

Für die internationalistische Linke war stets entscheidend, den Widerspruch
zwischen den Klassen hervorzuheben, zwischen Kapital und Proletariat. Die
nationale  Spaltung  lag  immer  im  Interesse  des  Kapitals,  den
internationalistischen antiimperialistischen Kampf dagegen zu organisieren
war immer das Interesse einer revolutionären Klassenpolitik. Daraus ergibt
sich, dass InternationalistInnen gegen jede Form nationaler Unterdrückung
kämpfen und den Befreiungskampf der Unterdrückten – also in diesem Fall
der PalästinenserInnen – unterstützen.

Die Antideutschen bekämpfen dies. Zum einen lehnen sie die Klassenanalyse
ab. Der deutsche Staat wird allein über die Taten des deutschen Faschismus
definiert,  seine Klassen seien nicht existent oder jedenfalls nicht wirklich
relevant. Allein die „Volksgemeinschaft“ der Nazis sei bis heute bestimmend,
deswegen könnte es keine progressive Rolle der deutschen Arbeiterklasse
geben, da diese „strukturell“ antisemitisch sei und bleiben müsse.

Israe l  wird  a ls  Staat  def in ier t ,  in  dem  anscheinend  ke ine
Klassenwidersprüche  wirken  oder  jedenfalls  vernachlässigbar  sind.  Israel
wird  allein  als  Folge  der  Shoa  definiert,  weswegen  alle  Linken  diesen
kapitalistischen Staat verteidigen müssten. In dieser Ideologie gibt es daher
auch  einen  „progressiven“  Imperialismus:  die  USA.  Diese  hätte  den
deutschen Faschismus  besiegt  und ist  heute  Israels  Schutzmacht.  Daher
treten die Antideutschen auch für jeden Krieg des US-Imperialismus ein und
rechtfertigen  sämtliche  Unterdrückungsmaßnahmen  des  israelischen
Staates.

So wird der reaktionäre,  rassistische Charakter des israelischen Staates
negiert.   Seine  wirkliche  Funktion  und  eigentliche  Existenzgrundlage  –
Brückenkopf  des  US-Imperialismus  und  seiner  Verbündeten  –  im  Nahen



Osten  zur  Beherrschung  des  arabischen  Raums  wird  hinter  einer
Ansammlung  von  Geschichtsmythen  verschleiert.

Mit  der  Ablehnung  von  Klassenbegriff,  von  Antiimperialismus  und
Internationalismus  finden  die  Antideutschen  auch  leicht  Freunde  in  den
reformistischen Apparaten. Es ist daher nicht verwunderlich, dass sich die
“Regierungsozialisten” aus Berlin,  Brandenburg,  die  Gysi  und Co.  in  der
Linkspartei  jetzt  dieser  ideologischen  Waffen  bedienten,  um zum Schlag
gegen die InternationalistInnen in der Partei auszuholen. Jetzt sollen sich
„Linke“ nicht mehr für die Ein-Staaten-Lösung einsetzen dürfen, nein, sie
müssen die aggressive Besatzungspolitik des Zionismus unterstützen, d.h. es
muss  einen  ethnisch  definierten  zionistischen  Staat  geben  und  ein
abgezäuntes  Reservat  für  die  PalästinenserInnen.

„Linke“  dürfen  noch  nicht  einmal  an  der  „Gaza-Flotte“,  die  humanitäre
Hilfsgüter transportiert und die menschenverachtende Hungerblockade des
Gaza-Streifen  in  Frage  stellt,   teilnehmen.  Im  letzten  Jahr  hatten  diese
AktivistInnen  9  Tote  zu  beklagen,  als  das  israelische  Militär  die  Schiffe
stürmte.

Die Parlamentsfraktion begründet ihren Beschluss damit,  dass auch offen
antisemitische Gruppen an dem Gaza-Bündnis teilnehmen würden. Natürlich
gibt  es  in  der  arabischen  Welt  auch  Antisemitismus.  Es  ist  aber  ein
politischer Skandal, dass von Seiten der pro-zionistischen Linken praktisch
jede  Solidaritäts-aktion  mit  dem  unterdrückten  palästinensischen  Volk
verleumdet wird, indem ihr in die Schuhe geschoben wird, sie würde sich mit
Anti-Semiten  und  sonstigen  Reaktionären  gemein  machen.  Die
Parlamentsfraktion macht sich diese Denunziantenmache zu eigen.

Was ist am Boykott falsch?

Als  letztes  Totschlag-Argument  gilt  die  Frage  des  Boykotts  israelischer
Waren aus den Besatzungsgebieten, wie ihn die israelische Linke seit Jahren
betreibt. Wenn hier auf die deutsche Geschichte und den Boykott der Nazis
gegen jüdische Geschäfte verwiesen wird, so ist das einfach Demagogie. Als
Linke sind wir nicht solidarisch mit reaktionären Besatzungsregimen, wir



sind nicht solidarisch mit Überausbeutung und quasi Zwangsarbeit, wie sie
die Palästinenser in den besetzten Gebieten für das israelische Kapital leisten
müssen.

Natürlich ist ein Boykott nur ein Mittel, um dies zu bekämpfen. Entscheidend
sind dafür  Massenaufstände wie  die  Intifadah,  Aktionen und Streiks  der
palästinensischen Arbeiterklasse wie gemeinsame Kämpfe israelischen und
palästinensischen anti-zionistischen AktivistInnen und Lohnabhängigen.

Vorstand  und  Fraktion  der  Linkspartei  geht  es  aber  längst  nicht  um
internationale Solidarität. Sie wollen vielmehr die Partei endgültig für eine
Regierungsbeteiligung auf Bundesebene empfehlen, indem sie sich zentrale
Prämissen der deutschen imperialistischen Außenpolitik zu eigen machen.
Dazu gehören Militäreinsätze der UNO, vielleicht auch der NATO, wenn die
UNO dabei ist – und die bedingungslose Unterstützung Israels.

Dies ist ein Einfallstor, die letzten verbliebenen Positionen und “Vorbehalte”
der LINKEN gegen offen pro-imperialistische Politik zu schleifen. Daher ist
die Solidarität mit den InternationalistInnen in derFraktion Pflicht.

Einfach  skandalös  aber  ist  dabei  wieder  einmal  das  Verhalten  der
„KommunistInnen“ um Sarah Wagenknecht, die den realen Konflikt – wie
schon früher jede ernsthafte Differenz in der Linkspartei – zugunsten von
„Neutralitätsbeschlüssen“ und des lieben Friedens Willen umgehen will. Ob
diesen GenossInnen das „kommunistische“ Gewissen fehlt, sei dahin gestellt;
dass ihnen der Arsch in der Hose fehlt, ist jedenfalls sicher.

Solidarität mit den Antiimperialisten
in der LINKEN bedeutet aber zugleich auch Kritik an deren Verhalten. So
war es sicher taktisch mindestens ungeschickt, vor der Abstimmung über
Gysis Antrag den Saal zu verlassen, anstatt dagegen zu stimmen, was u.U.
den Beschluss sogar verhindert hätte.

Das Argument, dass solcherart die bürgerlichen Medien und Parteien Futter
für  eine  weitere  Skandalisierung  der  Linkspartei  erhalten  hätten,  ist
kurzsichtig.  Der  rechte  Flügel  und große Teile  des  Zentrums der  Partei
wollen mit ihrer öffentlichen Denunziation der Linken das Kräftverhältnis



weiter  nach  rechts  verschieben.  Daher  ist  jedes  politische  Versteckspiel
aussichtslos und unsinnig.

Bundesweiter  Bildungsstreik?
Aufruf  zur  Gründung  einer
antikapitalistischen Plattform!
Es tut sich wieder was! Am 16/17.7. 2011 werden sich wieder Schüler aus
dem ganzen Land treffen um über ihre Forderungen und Planungen für einen
bundesweiten Bildungsstreik zu diskutieren. Da nach dieser Schüler_innen-
Konferenz  auch  eine  bundesweite  Bildungsstreikkonferenz  kommen wird,
dokumentieren wir  hier  den Aufruf  zur Bildung einer antikapitalistischen
Plattform im Bildungsstreikbündnis.

Gegen die Entpolitisierung des Bildungsstreiks –  unite the radical
forces!

Aufruf  zur  Bildung  einer  Antikapitalistischen  Plattform  im
Bildungsstreik

In  den letzten Jahren gingen hunderttausende Schüler_innen,  Student_innen und auch
Auszubildende,  Eltern  und  Arbeiter_innen  im Zusammenhang mit  dem „Bundesweiten
Bildungsstreik“  auf  die  Straßen.  Der  Grund für  die  Proteste war,  dass es  enorme Angriffe
auf das Bildungssystem in den letzten Jahren gab. Es gab ein brennendes Bedürfnis von
Tausenden sich gegen die Kürzungen, Schikanen und undemokratischen Verhältnissen im
Bildungssystem zu wehren, zu organisieren und auf die Straßen zu gehen.
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Die  Proteste,  wie  der  Bundesvorstand von „Die  Linke.SDS“  selbst  feststellte,  konnten
jedoch  nur  kosmetische  „Verbesserungen“  herbeiführen.  Außerdem  gab  es  2010  die
eindeutige Entwicklung, dass die Proteste stagnierten. Statt 270.000 Demonstrant_innen
am zentralen Demonstrationstag im Juni 2009 nahmen am 9.Juni 2010 nur noch rund
90.000 Demonstrant_innen an den Aktionen teil. Das Ende der Geschichte war dann, dass
man sich für 2011 gar nicht erst traf.

Wir sind der Meinung, dass ein wesentlicher Grund dafür im politischen Versagen der
Bewegung  liegt.  Wir  stellen  uns  klar  gegen  die  Behauptungen  von  vielen  libertären
Netzwerken oder reformistischen Organisationen, die versuchen ihre eigenen Fehler zu
vertuschen,  indem  sie  das  Schrumpfen  der  Bewegung  auf  eine  „Gottgegebene
Spontanität“ der einzelnen Teilnehmer_innen zurückführen. Die Wahrheit ist nämlich eine
andere!  Seitdem  eben  solche  Gruppen,  „Netzwerke“  und  Organisationen  den
Bildungsstreik politisch dominieren können wir die oben besagte Stagnation beobachten.

Sie weigern sich dem Bildungsstreik eine klare Perspektive zu geben. Sie waren es, die sich
immer  wieder  dagegen  stellten,  offen  zu  sagen,  wer  die  sozialen  Angriffe  gegen  den
Großteil  der  Bevölkerung  führt:  nämlich  bürgerliche  Politiker_innen  im  Interesse  des
deutschen Kapitals  und  im Zusammenhang mit  der  europäischen Kürzungspolitik.  Sie
versprachen sogar, dass Druck ausreichen würde, um die bestehenden Verhältnisse zu
verbessern.

Doch  darüber  hinaus  waren  sie  nicht  einmal  dazu  bereit,  diesen  Druck  tatsächlich
aufzubauen und zu verallgemeinern. Sie waren es, die davor zurückschreckten Strukturen
an den Universitäten und Schulen aufzubauen, als es im Juni 2009 zu riesigen Protesten
kam. Sie waren es, die sich weigerten Streikräte an den Universitäten und Streikkomitees
an den Schulen zu fordern und aufzubauen, die die Proteste hätten ausweiten können.

Gekoppelt war all dies mit undemokratischen und intransparenten Prozessen wie z.B. dem



„Konsensprinzip“,  sowie bundesweiten Konferenzen,  die nicht  dazu in der Lage waren
breite Proteste zu organisieren, geschweige denn zu beschließen. Für neue Aktivist_innen
waren politische Strömungen kaum sichtbar und wurden von oben genannten Kräften
bewusst vertuscht, um eigene Fehler zu verbergen und eine offene Kritik zu verhindern. Do
ch zuletzt, um intransparent und undemokratisch die eigene politische Führung über die
Bewegung zu behalten!

Nun, wo die Proteste wieder losgehen können, viele ehemalige Teilnehmer_innen politisch
verunsichert sind, werden sie es sein, die erneut versuchen werden sich an die Spitze der
Bewegung zu stellen und genau das zu versuchen, was sie die letzten Jahre getan haben.

Doch wir, Antikapitalist_innen aus verschiedensten Gruppen, werden dies nicht nocheinmal
mit ansehen. Wir wollen uns gemeinsam aufstellen und mit unserer Masse mehr erreichen.
Wir wollen zusammen agieren, gemeinsam Zuschlagen, wenn es heißt, der Bewegung eine
klassenkämpferische Perspektive zu geben.

Wir rufen alle Genoss_inn en auf eine gemeinsame Antikapitalistische Plattform
innerhalb des Bildungsstreiks zu gründen. Grundlage einer gemeinsamen Arbeit
sollten im wesentlichen f olgende Punkte sein:

Für  den  Aufbau  von  aktionsorientierten  (Basis-)Strukturen,  um  Proteste1.
vorbereiten,  tragen  und  ausweiten  zu  können.  Mobilisierungen  und
Vorbereitungen von Protesten auf der Straße und in den Bildungseinrichtungen,
die miteinander vernetzt sind! Lokal, Regional, Bundesweit, International.
Für eine bewusste, demokratische und transparente Bildungsstreikbewegung – für2.
Mehrheitsentscheidungen  und  Delegiertensysteme,  in  denen  alle  politischen
Organisationen, Netzwerke und Strukturen das Recht auf Repräsentanz haben.
Grundlage dafür muss die Wähl-und Abwählbarkeit und Rechenschaftspflicht aller
Delegierten sein, jederzeit!
Für eine aktionsorientierten Bewegung, die Proteste organisiert und bestehende3.
Abwehrkämpfe gegen Kürzungen, Unterdrückung und für Selbstbestimmung aktiv
unterstützt. Wir brauchen den Anschluss an die Kämpfe der Anti-Krisen-Proteste
und die Kämpfe der Lohnabhängigen. Seite an Seite gegen den Sozialabbau, nicht
nur in Worten sondern Taten!



Für den politischen Kampf gegen Positionen, die die Illusion schüren, dass das4.
Bildungssystem innerhalb des Kapitalismus wirklich im Interesse der Lernenden
und Lehrenden gestaltet werden kann! Für eine klassenkämpferische Perspektive
der Bewegung!
Wir wollen unsere Bildung und ihren Ausverkauf nicht für die Kapitalist_innen5.
mitverwalten!  Wir  wollen  selbst  über  sie  bestimmen,  im  Interesse  der
Gesellschaft,  gemeinsam mit  der  arbeitenden  Bevölkerung!  Daher  sehen  wir
entstehende Streikkomitees, Räte und Bündnisse nicht nur als Kampforgane von
heute, sondern auch als Verwaltungsorgane von morgen!

Erstunterstützer:  REVOLUTION,  SDAJ  Berlin,  „Bildungsblockaden
einreißen!“  –  Berlin,  KIDZ

Bundesweiter  Bildungsstreik?
Aufruf  zur  Gründung  einer
antikapitalistischen Plattform!
Es tut sich wieder was! Am 16/17.7. 2011 werden sich wieder Schüler aus
dem ganzen Land treffen um über ihre Forderungen und Planungen für einen
bundesweiten Bildungsstreik zu diskutieren. Da nach dieser Schüler_innen-
Konferenz  auch  eine  bundesweite  Bildungsstreikkonferenz  kommen wird,
dokumentieren wir  hier  den Aufruf  zur Bildung einer antikapitalistischen
Plattform im Bildungsstreikbündnis.

Gegen die Entpolitisierung des Bildungsstreiks –  unite the radical
forces!

Aufruf  zur  Bildung  einer  Antikapitalistischen  Plattform  im
Bildungsstreik
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In  den letzten Jahren gingen hunderttausende Schüler_innen,  Student_innen und auch
Auszubildende,  Eltern  und  Arbeiter_innen  im Zusammenhang mit  dem „Bundesweiten
Bildungsstreik“  auf  die  Straßen.  Der  Grund für  die  Proteste war,  dass es  enorme Angriffe
auf das Bildungssystem in den letzten Jahren gab. Es gab ein brennendes Bedürfnis von
Tausenden sich gegen die Kürzungen, Schikanen und undemokratischen Verhältnissen im
Bildungssystem zu wehren, zu organisieren und auf die Straßen zu gehen.

Die  Proteste,  wie  der  Bundesvorstand von „Die  Linke.SDS“  selbst  feststellte,  konnten
jedoch  nur  kosmetische  „Verbesserungen“  herbeiführen.  Außerdem  gab  es  2010  die
eindeutige Entwicklung, dass die Proteste stagnierten. Statt 270.000 Demonstrant_innen
am zentralen Demonstrationstag im Juni 2009 nahmen am 9.Juni 2010 nur noch rund
90.000 Demonstrant_innen an den Aktionen teil. Das Ende der Geschichte war dann, dass
man sich für 2011 gar nicht erst traf.

Wir sind der Meinung, dass ein wesentlicher Grund dafür im politischen Versagen der
Bewegung  liegt.  Wir  stellen  uns  klar  gegen  die  Behauptungen  von  vielen  libertären
Netzwerken oder reformistischen Organisationen, die versuchen ihre eigenen Fehler zu
vertuschen,  indem  sie  das  Schrumpfen  der  Bewegung  auf  eine  „Gottgegebene
Spontanität“ der einzelnen Teilnehmer_innen zurückführen. Die Wahrheit ist nämlich eine
andere!  Seitdem  eben  solche  Gruppen,  „Netzwerke“  und  Organisationen  den
Bildungsstreik politisch dominieren können wir die oben besagte Stagnation beobachten.

Sie weigern sich dem Bildungsstreik eine klare Perspektive zu geben. Sie waren es, die sich
immer  wieder  dagegen  stellten,  offen  zu  sagen,  wer  die  sozialen  Angriffe  gegen  den
Großteil  der  Bevölkerung  führt:  nämlich  bürgerliche  Politiker_innen  im  Interesse  des
deutschen Kapitals  und  im Zusammenhang mit  der  europäischen Kürzungspolitik.  Sie
versprachen sogar, dass Druck ausreichen würde, um die bestehenden Verhältnisse zu
verbessern.

Doch  darüber  hinaus  waren  sie  nicht  einmal  dazu  bereit,  diesen  Druck  tatsächlich
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aufzubauen und zu verallgemeinern. Sie waren es, die davor zurückschreckten Strukturen
an den Universitäten und Schulen aufzubauen, als es im Juni 2009 zu riesigen Protesten
kam. Sie waren es, die sich weigerten Streikräte an den Universitäten und Streikkomitees
an den Schulen zu fordern und aufzubauen, die die Proteste hätten ausweiten können.

Gekoppelt war all dies mit undemokratischen und intransparenten Prozessen wie z.B. dem
„Konsensprinzip“,  sowie bundesweiten Konferenzen,  die nicht  dazu in der Lage waren
breite Proteste zu organisieren, geschweige denn zu beschließen. Für neue Aktivist_innen
waren politische Strömungen kaum sichtbar und wurden von oben genannten Kräften
bewusst vertuscht, um eigene Fehler zu verbergen und eine offene Kritik zu verhindern. Do
ch zuletzt, um intransparent und undemokratisch die eigene politische Führung über die
Bewegung zu behalten!

Nun, wo die Proteste wieder losgehen können, viele ehemalige Teilnehmer_innen politisch
verunsichert sind, werden sie es sein, die erneut versuchen werden sich an die Spitze der
Bewegung zu stellen und genau das zu versuchen, was sie die letzten Jahre getan haben.

Doch wir, Antikapitalist_innen aus verschiedensten Gruppen, werden dies nicht nocheinmal
mit ansehen. Wir wollen uns gemeinsam aufstellen und mit unserer Masse mehr erreichen.
Wir wollen zusammen agieren, gemeinsam Zuschlagen, wenn es heißt, der Bewegung eine
klassenkämpferische Perspektive zu geben.

Wir rufen alle Genoss_inn en auf eine gemeinsame Antikapitalistische Plattform
innerhalb des Bildungsstreiks zu gründen. Grundlage einer gemeinsamen Arbeit
sollten im wesentlichen f olgende Punkte sein:

Für  den  Aufbau  von  aktionsorientierten  (Basis-)Strukturen,  um  Proteste1.
vorbereiten,  tragen  und  ausweiten  zu  können.  Mobilisierungen  und
Vorbereitungen von Protesten auf der Straße und in den Bildungseinrichtungen,
die miteinander vernetzt sind! Lokal, Regional, Bundesweit, International.
Für eine bewusste, demokratische und transparente Bildungsstreikbewegung – für2.
Mehrheitsentscheidungen  und  Delegiertensysteme,  in  denen  alle  politischen



Organisationen, Netzwerke und Strukturen das Recht auf Repräsentanz haben.
Grundlage dafür muss die Wähl-und Abwählbarkeit und Rechenschaftspflicht aller
Delegierten sein, jederzeit!
Für eine aktionsorientierten Bewegung, die Proteste organisiert und bestehende3.
Abwehrkämpfe gegen Kürzungen, Unterdrückung und für Selbstbestimmung aktiv
unterstützt. Wir brauchen den Anschluss an die Kämpfe der Anti-Krisen-Proteste
und die Kämpfe der Lohnabhängigen. Seite an Seite gegen den Sozialabbau, nicht
nur in Worten sondern Taten!
Für den politischen Kampf gegen Positionen, die die Illusion schüren, dass das4.
Bildungssystem innerhalb des Kapitalismus wirklich im Interesse der Lernenden
und Lehrenden gestaltet werden kann! Für eine klassenkämpferische Perspektive
der Bewegung!
Wir wollen unsere Bildung und ihren Ausverkauf nicht für die Kapitalist_innen5.
mitverwalten!  Wir  wollen  selbst  über  sie  bestimmen,  im  Interesse  der
Gesellschaft,  gemeinsam mit  der  arbeitenden  Bevölkerung!  Daher  sehen  wir
entstehende Streikkomitees, Räte und Bündnisse nicht nur als Kampforgane von
heute, sondern auch als Verwaltungsorgane von morgen!

Erstunterstützer:  REVOLUTION,  SDAJ  Berlin,  „Bildungsblockaden
einreißen!“  –  Berlin,  KIDZ


